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Berichtsvorlage

zur Vorberatungim  Verwaltungsausschuss

Betreff: Fahren ohne giiltigen Fahrschein; Sachstand
Bezug: 519/2025

Anlagen:

Zusammenfassung:

Die TliBus GmbH stellt einen Strafantrag wegen Erschleichens von Leistungen nach § 265a StGB nur
inFallen, indenenein Fahrgast mehrfach wiederholt keinen Fahrschein im Rahmen einer Fahr-
scheinkontrolle vorzeigen kann sowie in Eskalationsfillen, in denen das Fahrscheinkontrollpersonal
Unterstltzung durch die Polizeianfordern muss.

Finanzielle Auswirkungen

Da die Sanktionen wegen Beforderungserschleichungin die Zustandigkeiten der TiBus GmbH fallen,
ergebensich keine direkten finanziellen Auswirkungen auf den stadtischen Haushalt.



Bericht:

Anlass / Problemstellung

Die Linke-Fraktion hat einen Antrag zum Verzicht auf die Einleitung von Strafanzeigen oder
Strafantragen gemal § 265a Strafgesetzbuch (StGB) wegen Beforderungserschleichung ge-
stellt (Vorlage 519/2025) Ein Antragin dhnlicher Form wurde bereits in derVergangenheit
gestelltund zustandigkeitshalberim Aufsichtsrat der TiiBus GmbH (folgend: TiiBus) bera-
ten. Dort wurde der Antrag abgelehnt. Im Ergebnis der Diskussion wurde aberfestgestellt,
dass eine Weisung durch Beschluss des Gesellschafters erfolgen konnte. Dadie begehrte
Entscheidungvom Gesellschafter derTiiBus, den swt, nicht erfolgen wiirde, miisste e ine
Weisungin der Gesellschafterversammlung der swterfolgen.

Dazu hat Linke-Fraktion nuninihrem Antrag vom 27.03.2025 (Vorlage 519/2025) einen ent-
sprechenden Weisungsbeschluss an den Oberbiirgermeister fiir die Beschlussfassunginder
Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Tiibingen GmbH formuliert.

Sachstand

Die TiBus hatte inhaltlich hierzuim Jahr 2024 im Aufsichtsrat der TiBus die nachfolgende
Stellungnahme abgegeben:

Grundsatzlich ist die TiBus nach aktueller Rechtslage nicht nur berechtigt, sondern jeden-
fallsindenvon TiBus verfolgten Fallen, auch verpflichtet einen Strafantrag nach § 265a
StGB zu stellen, wenn ein erhohtes Beforderungsentgelt ausgestellt wurde, welches nicht
zu reduzieren oder aus Kulanzgriinden zu ermaligenist.

Aus Griinden der Kundenndhewird derzeit wie folgt vorgegangen:

Ein Strafantragwegen Erschleichens von Leistungen nach § 265a StGB wird nur in Féllen ge-
stellt,indenen ein Fahrgast mehrfach wiederholt keinen Fahrschein im Rahmen einer Fahr-
scheinkontrollevorzeigen kann. Handelt es sich um die Ausstellung eines erhéhten Befor-
derungsentgeltes an Minderjahrige, wird grundsatzlich auf eine Strafanzeige verzichtet.

In Eskalationsfallen, in denen das Fahrscheinkontrollpersonal aufgrund z.B. von tétlichen
Angriffen Unterstiitzung durch die Polizeianfordern muss, behalt sich TUBus unabhéangig
vonder Anzahl derzuvorausgestellten Erhohten Beforderungsentgeltevor, einen Strafan-
trag zu stellen. Dieses Vorgehen dient dem Schutz der Fahrscheinkontrolleurinnen und
Fahrscheinkontrolleure und wird nurin begriindeten Fallen angewandt.

Im Zeitraum 01.01.2024 bis 31.12.2024 wurden ca. 55.000 Fahrgaste kontrolliert. Dabei
wurdeininsgesamt 1.216 Fallen ein erhdhtes Beforderungsentgelt ausgestellt. Basierend
darauf handelte essichin 193 Fallen (15,9 %) um wiederholtin Erscheinung tretende Fahr-
gaste, inzwolf Fallen (1,0%) wurde Strafantrag gestellt.

Die erhohte Beforderungsentgeltquote lagin Tibingenim Jahr2024 bei 2,21 % (zum Ver-
gleich: Stadtverkehr Reutlingen 3%, Heilbronner-Hohenloher-Haller Nahverkehr 4,17 %).
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TiiBus empfiehlt, weiterhin wie vorgenannt beschrieben und basierend auf der aktuell gel-
tenden Gesetzeslage vorzugehen, um Strafantrage in begriindeten Ausnahmefallen stellen
zu kénnen.

VorgehenderVerwaltung

Die Verwaltungwird dem Antrag der Fraktion Linke nicht folgen. In begriindeten Ausnah-
mefallen sollen auch weiterhin Strafantrage gestellt werden kénnen.

Losungsvarianten

Der Gemeinderat konnte dem Beschlussantrag der Linke -Fraktion (Vorlage 519/2025) zu-
stimmen.

Fiir diesen Fall behalt sich der Oberblirgermeister ausdriicklich vor, einen Widerspruch we-
gen Rechtswidrigkeit zu priifen.



	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	OLE_LINK3
	Anlage
	Beratungsfolge
	Typ
	SMC_BM_VOTEXT5
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung

